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In ihrem Koalitionsvertrag hatten sich CDU/CSU und SPD 
darauf verständigt, die aus dem Jahr 2000 stammenden „Poli-
tischen Grundsätze der Bundesregierung für den Export von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern“ bis Ende 2018 
zu aktualisieren. Auf den ersten Blick suggerierte die betref-
fende Passage, es gehe darum, die Richtlinien restriktiver zu 
gestalten. Näher betrachtet war darin aber – augenscheinlich 
bewusst – lediglich die Rede davon, man beabsichtige die 
Ausfuhrbestimmungen zu „schärfen“. Tunlichst wurde es ver-
mieden, von einer „Verschärfung“ zu sprechen, wodurch der 
Rücken für Veränderungen in alle denkbaren Richtungen frei 
blieb.1 

Am 26. Juni 2019 wurde besagte Neufassung mit etwa 
sechsmonatiger Verzögerung schließlich veröffentlicht. In 
ihrer dementsprechenden Presseerklärung schrieb sich die 
SPD umgehend auf die Fahnen, hierdurch eine „restriktivere 
Genehmigungspraxis“ auf die Schiene gesetzt zu haben. Auch 
Medien wie zum Beispiel das ZDF strickten mit Überschrif-
ten wie „Strengere Regeln für Rüstungsexporte“ an diesem 
Mythos eifrig mit. Diese Einschätzung ist jedenfalls allenfalls 
zu einem Teil richtig: Zwar wurden nun einige Kontrollele-
mente neu in die Richtlinien aufgenommen, vieles davon ist 
aber eher kosmetischer Natur und reichlich vage formuliert. 
Vor allem wurde aber dafür gesorgt, dass vorhandene Schlupf-
löcher sperrangelweit offengehalten und unter Verweis auf die 
Debatte um europäische Rüstungsgroßprojekte sogar neue auf-
gemacht wurden. Friedensforscher befürchten sogar „de facto 
die Aushebelung der deutschen Rüstungsexportkontrolle durch 
europäische Rüstungskooperation.“

So fällt die Bewertung bestenfalls zwiespältig aus, was nicht 
zuletzt auch daran liegen dürfte, dass nicht nur bei CDU/CSU, 
sondern auch in der SPD die wirtschaftliche und vor allem 
auch machtpolitische „Notwendigkeit“ von Rüstungsexporten 
im Grundsatz in keiner Weise in Frage steht. Die überarbeiteten 
Grundsätze, die überdies auch nur eine politisch-moralische, 
keine rechtliche Bindewirkung entfalten, dienen deshalb nicht 
zuletzt dazu restriktiv zu blinken, um gleichzeitig Rüstungs-
exporte auch künftig im großen Stil durchwinken zu können.

1. Rüstungsexporte und machtpolitische 
Interessen 

Dass ein Interesse an hohen Profiten der Rüstungsindustrie 
zur DNA der wirtschaftsnahen CDU gehört, ist geschenkt. 
Doch auch in der SPD fällt immer wieder auf, dass zumindest 
Teile der Partei mit den Interessen der Branche sympathisie-
ren. Ein Grund hierfür dürfte der immer noch weitverbreitete 
Mythos von der „Jobmaschine Rüstung“ sein, obwohl Unter-
suchungen zeigen, dass sich weder hohe Rüstungsausgaben im 
Allgemeinen noch Rüstungsexporte im Besonderen positiv auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen auswirken.2

Dass die Industrie dennoch in der SPD teils offene Türen ein-
rennt, hat sicherlich etwas mit den gut organisierten Bereichen 
der IG Metall zu tun, die sich als Vertreter der – vergleichsweise 

wenigen3 – Beschäftigten im 
Rüstungssegment verstehen. 
Das allein scheint allerdings 
bei weitem nicht ausreichend, 
um den Einfluss der Branche 
erklären zu können. Wichtiger 
noch dürften andere Überle-
gungen sein, die in der SPD 
ebenso angestellt werden, wie 

bei ihren Koalitionspartnern aus CDU und CSU. Nament-
lich geht es darum, dass es sich bei dem Erhalt einer starken 
rüstungsindustriellen Basis – für den Exporte wiederum zwin-
gend notwendig sind – um ein machtpolitisches Interesse aller-
erster Güte handelt.

Unumwunden wurde dies zum Beispiel in einer 
rüstungspolitischen Grundsatzrede im Oktober 2014 vom 
damaligen SPD-Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel zum 
Ausdruck gebracht, mit der die von Verteidigungsministerin 
Ursula von der Leyen ausgerufene „Agenda Rüstung“ flan-
kiert werden sollte: „Die Erhaltung der Bündnisfähigkeit und 
der dazu notwendigen rüstungstechnologischen Kernkom-
petenzen sind ein zentrales außen- und sicherheitspolitisches 
Interesse der Bundesrepublik Deutschland.“ Erforderlich sei 
hierfür eine „exportpolitische Flankierung der Verteidigungs-
industrie“, unter anderem, indem über eine „Konsolidierung“ 
(Bündelung) des europäischen Rüstungssektors sogenannte 
Eurochampions geschaffen werden, die eine kritische Größe 
erreichen, um „erfolgreich“ auf den Weltmärkten konkurrieren 
zu können.

Wörtlich hieß es in Gabriels Rede: „Die Verteidigungsindu-
strie in der EU ist nach wie vor national ausgerichtet und stark 
fragmentiert. [...] Folgen dieser unbefriedigenden Situation 
sind hohe Kosten und nachteilige Folgen für den internationalen 
Wettbewerb, aber auch negative Auswirkungen für die Streit-
kräfte. Es ist erklärtes Ziel der EU und der Bundesregierung, 
den bisher stark zersplitterten europäischen Verteidigungs-
markt neu zu gestalten und die europäische wehrtechnische 
industrielle Basis zu stärken. Die starke und wettbewerbsfä-
hige deutsche Industrie könnte von einer solchen Entwicklung 
deutlich profitieren. [...] Europäische, nicht nationale Champi-
ons sind geboten. Nur die Kooperation und zum Teil auch das 
Zusammengehen von Unternehmen in Europa kann es ermög-
lichen, dass eine echte rüstungstechnologische Basis in Europa 
aufrechterhalten wird.“

Diese Punkte wurden dann – weitgehend sogar wortwört-
lich – in das im Juli 2015 veröffentlichte „Strategiepapier der 
Bundesregierung zur Stärkung der Verteidigungsindustrie in 
Deutschland“ übernommen4, das seither den Rahmen vorgibt, 
an dem sich die deutsche Rüstungspolitik orientiert. So exi-
stiert also schon länger eine Große Koalition, die in Rüstungs-
exporten zuallererst einen wichtigen Faktor sieht, um eine 
machtpolitisch als essentiell wahrgenommene rüstungsindu-
strielle Basis zu stärken. Die „Logik“ hinter diesen Überlegun-
gen wurde in der Süddeutschen Zeitung kürzlich noch einmal 
folgendermaßen auf den Punkt gebracht: „Auch Brigadegeneral 
a.D. Erich Vad, lange Jahre militärpolitischer Berater von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel, weiß, was mit dem Export von 
Rüstungsgütern frei Haus geliefert wird: Einfluss. ‚Wenn wir 
liefern, sind sie von uns abhängig. Wenn die einen Mist bauen, 
können wir die Lieferung einstellen, die Wartung stoppen 
oder einfach keine Ersatzteile mehr schicken. Das kann man 
auch als Instrument der Außenpolitik nutzen.‘ [...] Umgekehrt 
funktioniert die Logik nicht weniger erbarmungslos. Verfügt 
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https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/koalitionsvertrag_2018.pdf?file=1
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/politische-grundsaetze-fuer-den-export-von-kriegswaffen-und-sonstigen-ruestungsguetern.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/spd-setzt-restriktivere-ruestungsexportpraxis-um
https://www.zdf.de/nachrichten/heute/regierung-verschaerft-richtlinien-zum-export-von-kleinwaffen-100.html
https://blog.prif.org/2019/07/04/sind-die-ueberarbeiteten-politischen-grundsaetze-der-bundesregierung-fuer-den-export-von-kriegswaffen-und-sonstigen-ruestungsguetern-tatsaechlich-restriktiver/
https://www.peri.umass.edu/fileadmin/pdf/published_study/PERI_military_spending_2011.pdf
https://www.heise.de/tp/features/Schaffen-Waffenexporte-viele-heimische-Arbeitplaetze-4367452.html
http://bmwi.de/DE/Presse/reden,did=661856.html
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjHz6r97LviAhXRyqQKHSblA1MQFjAAegQIAxAC&url=https%3A%2F%2Fbdi.eu%2Fmedia%2Fthemenfelder%2Fsicherheit%2Fdownloads%2F20150708_Strategiepapier_der_Bundesregierung_zur_Staerkung_der_Verteidigungsindustrie_in_Deutschland.pdf&usg=AOvVaw2te-1gemeBVtuYHZ9rv700
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjHz6r97LviAhXRyqQKHSblA1MQFjAAegQIAxAC&url=https%3A%2F%2Fbdi.eu%2Fmedia%2Fthemenfelder%2Fsicherheit%2Fdownloads%2F20150708_Strategiepapier_der_Bundesregierung_zur_Staerkung_der_Verteidigungsindustrie_in_Deutschland.pdf&usg=AOvVaw2te-1gemeBVtuYHZ9rv700
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjHz6r97LviAhXRyqQKHSblA1MQFjAAegQIAxAC&url=https%3A%2F%2Fbdi.eu%2Fmedia%2Fthemenfelder%2Fsicherheit%2Fdownloads%2F20150708_Strategiepapier_der_Bundesregierung_zur_Staerkung_der_Verteidigungsindustrie_in_Deutschland.pdf&usg=AOvVaw2te-1gemeBVtuYHZ9rv700
https://www.sueddeutsche.de/politik/waffengeschaefte-zu-verkaufen-1.4388804
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ein Staat über keine eigene Rüstungsindustrie, dann muss er 
Waffen einkaufen – und wird abhängig. [...] In einem Land wie 
Deutschland kann eine eigene wehrtechnische Industrie in der 
Tat nur überleben, wenn sie exportieren darf. Sonst muss sie 
entweder massiv subventioniert werden oder sie wandert ins 
Ausland ab.“

2. Einbruch der Rüstungsexporte? 

Vor dem Hintergrund wirtschaftlicher, gewerkschaftlicher, 
besonders aber machtpolitischer Interessen sollte es nicht 
verwundern, dass sich die Politik in den letzten Jahren allen 
Lippenbekenntnissen zum Trotz nicht gerade sonderlich 
darum verdient gemacht hat, die Rüstungsexporte substanziell 
zurückzufahren.

Medial wird allerdings etwas ganz anderes vermittelt: Folgt 
man etwa dem Handelsblatt, so sind die Rüstungsexporte – der 
„restriktiven“ Haltung der SPD geschuldet – nun zum dritten 
Mal in Folge eingebrochen: „Der Abwärtstrend bei den deut-
schen Rüstungsexporten hält an. Vom 1. Januar bis zum 31. 
März [2019] genehmigte die Bundesregierung Lieferungen im 
Wert von 1,12 Milliarden Euro und damit weniger als 2018 
durchschnittlich pro Quartal (1,21 Milliarden Euro). [...] Die 
Industrie führt den Trend auf die besonders restriktive Hal-
tung der Bundesregierung gegenüber Ländern außerhalb von 
EU und Nato seit ihrem Amtsantritt im März 2018 zurück. [...] 
2018 brachen die Genehmigungen um fast ein Viertel auf 4,82 
Milliarden Euro ein. Es war das dritte Jahr in Folge, in dem 
die Rüstungsindustrie einen Rückgang hinnehmen musste. Ein 

Wachstum gab es zuletzt 2015, damals auf einen Rekordwert 
von 7,86 Milliarden Euro. Seitdem geht es bergab.“ 

Diese „Tatsache“ wird nun von interessierten Kreisen dazu 
genutzt, um die scheinbar generell zu restriktive Genehmi-
gungspraxis ganz grundlegend zu kritisieren. Die Sache hat 
nur einen Haken: Tatsächlich entspricht es zwar der Realität, 
dass die Einzelgenehmigungen mit 4,82 Mrd. Euro (2018) 
gegenüber den hohen Vorjahreszahlen, 7,50 Mrd. (2015), 6,84 
Mrd. (2016) und 6,24 Mrd.  (2017) deutlich zurückgingen. Sie 
liegen damit aber immer noch über dem Schnitt der Geneh-
migungen in den Jahren 2004 bis 2014 (ca. 4,67 Mrd.). Vor 
diesem Hintergrund also ernsthaft von einem „Einbruch“ zu 
sprechen, ist – vorsichtig formuliert – höchst relativ.

Zumal der Deutschlandfunk am 10. Juli 2019 über eine Ant-
wort auf eine Anfrage der Grünen berichtet, aus der hervorgeht, 
dass sich die Bundesregierung im zweiten Quartal mächtig ins 
Zeug gelegt zu haben scheint, sodass es in Sachen Rüstungsex-
portgenehmigungen wieder aufwärts geht: „Die Bundesregie-
rung hat im ersten Halbjahr Rüstungsexporte im Wert von 5,3 
Milliarden Euro genehmigt und damit mehr als im gesamten 
Vorjahr.“

Auffällig ist auch der unverändert hohe Anteil von Expor-
ten an sog. Drittländer, also an Staaten, die nicht der EU oder 
NATO angehören (und ihnen auch nicht gleichgestellt sind). 
Hier schwanken die Zahlen zwar stark, aber es lässt sich den-
noch erkennen, dass der Anteil in der Tendenz eher steigt und 
auch im Jahr 2018 mit 53 Prozent hoch ausfiel.

3. Nationale und europäische 
Umgehungstaktiken

Mit Blick auf die Rüstungsexportrichtlinien ist es wichtig zu 
wissen, dass es sich dabei um wenig mehr als um eine Absichts-
erklärung handelt, die in der politischen Realität nahezu belie-
big zurechtgebogen werden kann, wie Otfried Nassauer in 
„Streitkräfte & Strategien“ verdeutlicht: „Politische Grund-
sätze sind keine gesetzliche, sondern eine politische Regelung 
- eine  politische  Willensbekundung  der  Bundesregierung.  
Sie  ändern  die  Rechtsgrundlagen  nicht,  sondern  dienen  im  
Rahmen  der  geltenden nationalen  Gesetze  und  des  Völker-
rechts  als  zusätzliche  politische  Gestaltungsgrundlage für 
die Genehmigung oder Ablehnung konkreter Exportanträge für 
Rüstungsgüter.“

Darüber hinaus werden die Richtlinien in der Regel großzü-
gig und tendenziell – aller Kritik aus dieser Ecke zum Trotz 
– zugunsten industrieller und machtpolitischer Interessen aus-
gelegt. So hieß es zwar schon in den Rüstungsexportrichtlinien 
aus dem Jahr 2000, eine „Einwendung“ gegen Waffenlie-
ferungen würde durch die Bundesregierung „in der Regel“ 
unter anderem gemacht für „Exporte in Länder, die in bewaff-
nete Auseinandersetzungen verwickelt sind“. Dies hat aber 
nicht verhindert, dass Waffen munter in Länder verbracht 
werden, die aktiv in Kriegshandlungen involviert sind. So 
kritisierte die „Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwick-
lung“ (GKKE) in ihrem jüngsten, Anfang 2019 erschienenen 
Rüstungsexportbericht: „Am stärksten [in den Jemen-Krieg] 
involviert sind nach Saudi-Arabien die Vereinigten Arabischen 
Emirate – beide entsenden eine Vielzahl von Kampfflugzeu-
gen, um mit Luftschlägen die Huthi-Rebellen im Jemen zu 
bekämpfen – sowie Ägypten, das sich mit Kriegsschiffen an 
der Seeblockade im Roten Meer sowie an der strategisch wich-
tigen Bab al-Mandab Meerenge beteiligt. Ungeachtet dessen 
erteilte die Bundesregierung zwischen 2015 und 2017 Geneh-

https://deref-gmx.net/mail/client/m9__QqYOrTY/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fwww.handelsblatt.com%2Fpolitik%2Finternational%2Fruestungsexporte-abwaertstrend-bei-ruestungsexporten-aus-deutschland-haelt-an%2F24243916.html%3Fticket%3DST-5414132-YlhoZ3cvdjtVv2lcfZiV-ap5
https://www.deutschlandfunk.de/ruestung-deutlich-mehr-exporte.1939.de.html?drn:news_id=1026470
https://www.ndr.de/info/sendungen/streitkraefte_und_strategien/streitkraeftesendemanuskript734.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/213214/4fc7a8357f339fbf609f29ab3a67f8dc/polgrdsaetzeexpkontrolle-data.pdf
http://www3.gkke.org/index.php?id=81&type=0&jumpurl=uploads%2Fmedia%2F19_01_GKKE_67_REB_2018_web.pdf&juSecure=1&mimeType=application%2Fpdf&locationData=81%3Att_content%3A265&juHash=7d0218a46bf73408e9479a52f329fe34c6a728bf
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en migungen für Rüstungsexporte im Gesamtwert von über 2,6 

Milliarden Euro an diese drei Staaten.“ 
Diese hohen Zahlen sind auf den ersten Blick allein schon 

deshalb verwunderlich, weil auf EU-Ebene – eigentlich – 
rechtlich bindende Rüstungsexportrichtlinien existieren, die 
dem Wortlaut nach recht viele problematische Felder abdec-
ken. Außerdem verweisen sowohl die politischen Grundsätze 
aus dem Jahr 2000 und nun auch die jüngst aktualisierte Fas-
sung explizit auf die EU-Regelungen als bindenden Rahmen 
der deutschen Exportpolitik.5 Dabei handelt es sich um den 
„Gemeinsamen Standpunkt  2008/944/GASP des Rates vom 
8.  Dezember 2008“, der acht Kriterien enthält, bei deren 
Verletzung eine Exportgenehmigung versagt (Kriterien 1-4) 
oder zumindest erwogen (Kriterien 5-8) werden sollte (siehe 
Kasten).

Wie gesagt, die Kriterien sind – an sich – sehr engmaschig 
und würden bei konsequenter Anwendung auch den Großteil 
der europäischen Waffenexporte unmöglich machen. Doch 
auch hier gibt es – natürlich – einen Haken: Die Auslegung 
der Kriterien obliegt den Mitgliedsstaaten! Ob also zum Bei-
spiel Saudi Arabien aus Sicht eines bestimmten EU-Landes die 
Menschenrechte verletzt, hängt im Wesentlichen davon ab, ob 
es gegebenenfalls dort Rüstungsgüter in Millionen- oder gar 
Milliardenhöhe an den Mann bringen will. Dies führt in der 
Praxis zu massenweisen Verstößen gegen die acht Kriterien, 
die systematisch u.a. für Deutschland durch das „Bonn Interna-
tional Center for Conversion“ (BICC) untersucht werden. Im 
Rüstungskontrollbericht der GKKE für das Jahr 2017 heißt es 
dazu: „Nach Ermittlungen des BICC hat die Bundesregierung 
im Jahr 2017 4.020 Lizenzen für die Ausfuhr von Rüstungs-
gütern in 65 Staaten erteilt, die mindestens hinsichtlich eines 
der acht Kriterien des Gemeinsamen Standpunktes des EU als 
problematisch eingestuft werden können. Der Wert der 2017 
erteilten Ausfuhrgenehmigungen in diese Länder liegt bei 
3,878 Milliarden Euro.“ 

Zu den Schwächen der EU-Rüstungsexportrichtlinien gehört 
unter anderem, dass ein transparentes Erfassungssystem fehlt 
– im Prinzip übermitteln die Staaten an die EU Zahlen, wie 
es ihnen gerade beliebt (daher rühren auch die teils hohen 
Schwankungen in den EU-Berichten). Vor allem aber exi-
stiert keine offizielle Stelle, die die Einhaltung der acht Krite-
rien durch die Mitgliedsstaaten prüft, geschweige denn deren 
Verletzung sanktioniert. Überraschenderweise verabschiedete 
selbst das Europäische Parlament im November 2018 eine 
auf Grundlage eines Berichts der Linksfraktion GUE/NGL 
erarbeitete Entschließung, in dem diese Punkte kritisiert und 
Änderungen eingefordert wurden: „Das Europäische Parla-
ment [...]    kritisiert die systematische Nicht-Anwendung der 
acht Kriterien durch die Mitgliedstaaten und die Tatsache, dass 
Militärtechnologie Bestimmungsorte und Endnutzer erreicht, 
die die im Gemeinsamen Standpunkt festgelegten Kriterien 
nicht erfüllen; wiederholt seine Forderung nach einer unab-
hängigen Bewertung der Einhaltung der acht Kriterien des 
Gemeinsamen Standpunkts durch die Mitgliedstaaten; hält es 
für notwendig, eine größere Konvergenz in der Anwendung 
der acht Kriterien zu fördern; bedauert, dass es keine Bestim-
mungen zur Sanktionierung von Mitgliedstaaten gibt, die beim 
Erteilen von Genehmigungen die Einhaltung der acht Krite-
rien nicht vorab geprüft haben; fordert die Mitgliedstaaten mit 
Nachdruck auf, die Kohärenz bei der Umsetzung des Gemein-
samen Standpunkts zu verbessern, und empfiehlt ihnen, Vor-
kehrungen für die Durchführung unabhängiger Kontrollen zu 
treffen“.

Leider haben die Positionen des Europäischen Parlaments in 
Sachen Rüstungsexporte keine rechtlich bindende Wirkung, 
weshalb damit zu rechnen ist, dass die Staaten an ihrer Aus-
legungspraxis auch nach der für Ende des Jahres erwarteten 
Überarbeitung des Gemeinsamen Standpunktes munter fest-
halten werden.

Im Ergebnis lässt sich somit festhalten, dass die Rüstungs-
exportrichtlinien, beziehungsweise deren Auslegung, in den 
letzten Jahren beim besten Willen nicht als sonderlich restrik-
tiv bezeichnet werden können. Tatsächlich wurde sowohl auf 
europäischer wie auch auf nationaler Ebene tunlichst darauf 
geachtet, dass genügend Spielraum für eine umfassende 
Rüstungsexportpraxis blieb – und bedauerlicherweise dürfte 
sich dies auch mit der Neufassung der deutschen Rüstungsex-
portrichtlinien nicht grundsätzlich ändern.

4. Richtlinien: Vage Verbesserungen…

Die am 26. Juni 2019 aktualisierten Richtlinien weisen 
zumindest drei Neuerungen auf, die sich zumindest potenziell 
positiv auf die bisherige Exportpraxis auswirken könnten.

Erstens wurde die Möglichkeit für „Post-Shipment-Kon-
trollen“, also Endverbleibskontrollen im Empfängerland nach 
erfolgtem Waffenexport, nun explizit aufgenommen, nachdem 
Sigmar Gabriel sie bereits in seiner Zeit als Wirtschaftsminister 
(2013 bis 2017) eingeführt hatte. Hier handelt es sich unzwei-
felhaft um einen Fortschritt gegenüber der vorherigen Fassung, 
auch wenn die konkrete Ausgestaltung noch nicht allzu fort-
geschritten scheint, wie bei „Streitkräfte & Strategien“ erklärt 
wird: „Erste solche sogenannte Post-Shipment-Kontrollen 
für kleine und leichte Waffen sind inzwischen durchgeführt 
worden. Die Erfahrungen werden derzeit ausgewertet. Die 
Möglichkeit zu solchen Kontrollen wurde in die Politischen 
Grundsätze aufgenommen. Allerdings wird sich erst in Zukunft 
zeigen, ob die Kontrollen von kleinen und leichten Waffen auf 
andere Rüstungsgüter ausgeweitet werden.“

Der zweite Bereich betrifft den Export von Technologie ins 
Ausland, der nun im Prinzip an die Einhaltung der politischen 
Grundsätze gebunden wird: „Vor der Erteilung von Ausfuhr-
genehmigungen für Technologie ist zu prüfen, ob hierdurch 
der Aufbau von ausländischer Rüstungsproduktion ermöglicht 
wird, die nicht im Einklang mit der in diesen Grundsätzen 
niedergelegten restriktiven Rüstungsexportpolitik der Bundes-
regierung steht.“ Im Prinzip ist diese neue Passage natürlich 
zu begrüßen, aber leider bleibt vieles vage und unklar. Insbe-
sondere Firmenverlagerungen und Joint Ventures werden nicht 
ernsthaft adressiert, wie Simone Wisotzki von der „Hessischen 
Stiftung Friedens- und Konfliktforschung“ (HSFK) und Max 
Mutschler vom „Bonn International Center for Conversion“ 
(BICC) bemängeln: „Es ist gut, dass die Bundesregierung 
dem Aufbau ausländischer Rüstungsproduktion durch deut-
sche Rüstungsunternehmen in Zukunft größere Aufmerk-
samkeit widmen will als bisher. So führt etwa die weltweite 
Proliferation von Kleinwaffen aus ausländischer Produktion 
mit deutscher Lizenz und Technologie die fatalen Folgen der 
bisherigen Blindheit der Bundesregierung für diese Problema-
tik vor Augen. Ob sie es mit dieser Absichtserklärung tatsäch-
lich ernst meint, muss die Bundesregierung erst noch durch 
die entsprechende Genehmigungspraxis beweisen. Außerdem 
sollte sie endlich einen Genehmigungsvorbehalt für die Grün-
dung von Joint Ventures und Tochterunternehmen deutscher 
Rüstungsfirmen im Ausland einführen, um zu verhindern, 
dass Firmen wie Rheinmetall diese Gesetzeslücke nutzen und, 

http://www.ruestungsexport.info/info/GKKE_2018.pdf
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2018-0451_DE.html
https://www.ndr.de/info/sendungen/streitkraefte_und_strategien/streitkraeftesendemanuskript734.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/politische-grundsaetze-fuer-den-export-von-kriegswaffen-und-sonstigen-ruestungsguetern.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/politische-grundsaetze-fuer-den-export-von-kriegswaffen-und-sonstigen-ruestungsguetern.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://blog.prif.org/2019/07/04/sind-die-ueberarbeiteten-politischen-grundsaetze-der-bundesregierung-fuer-den-export-von-kriegswaffen-und-sonstigen-ruestungsguetern-tatsaechlich-restriktiver/
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zum Beispiel über ein Tochterunternehmen in Italien, weiter 
Bomben an Saudi-Arabien liefern.“

Besonders aber ein dritter Aspekt mit einem – zumindest 
auf den ersten Blick – gewissen Potenzial, rückte umgehend 
in die Kritik der Rüstungslobby: Das scheinbare Exportverbot 
von Klein- und Leichtwaffen. Auch wenn die Umsätze dieser 
Waffen im Vergleich zu den Kriegswaffen vergleichsweise 
gering sind6, wäre ein generelles Ausfuhrverbot aufgrund ihrer 
verheerenden Wirkung tatsächlich ein immenser Fortschritt.

Und auf den ersten Blick scheint dies auch der Fall zu sein, 
denn in die Richtlinien wurde folgende Passage neu aufge-
nommen: „Der Export von Kleinwaffen in Drittländer soll 
grundsätzlich nicht mehr genehmigt werden.“ Daraufhin mel-
dete sich umgehend der „Bund der Sicherheits- und Vertei-
digungsindustrie“ (BDSV) in einer Pressemitteilung kritisch 
zu Wort: „Das vollständige Exportverbot von Kleinwaffen in 
Drittländer, so wie es bereits im Koalitionsvertrag verankert 
wurde, ist eine zwar politisch nachvollziehbare Entscheidung, 
berücksichtigt aber nicht, dass es auch Drittländer gibt, die eine 
demokratisch gewählte Regierung haben und auch internatio-
nale Menschenrechtsstandards einhalten. Daher ist eine solche 
Pauschalisierung eher unangemessen und auch hier sollte die 
Einzelfallentscheidung wieder greifen.“

Damit referierte der BDSV allerdings lediglich, was ohnehin 
bereits Position der Bundesregierung ist – nämlich dass grund-
sätzlich aus ihrer Sicht eben keinesfalls immer bedeutet, wenn 
etwa Regierungssprecher Steffen Seibert zu Protokoll gibt: 
„Das bedeutet gleichzeitig, dass es in begründeten Einzelfäl-
len Ausnahmen geben kann; es handelt sich also nicht um ein 
Komplettverbot, sondern um ein grundsätzliches Verbot.“

Darüber hinaus wird hier noch so getan, als wäre mit grund-
sätzlich so etwas wie in der Regel gemeint. Dies ist aber 
erfahrungsgemäß nicht der Fall, stattdessen wurden Exporte 
in Drittstaaten eher regelmäßig durchgewunken, wie zum Bei-
spiel bei „Streitkräfte & Strategien“ betont wird: „In der Praxis 
können die Ausnahmen jedoch auch Überhand nehmen. Seit 
19 Jahren steht nämlich bereits in den Politischen Grundsät-
zen, dass Exporte von Kriegswaffen  in  Drittstaaten  nur  in  
Ausnahmefällen  genehmigt  werden. [...] Aus  der  theoretisch  
möglichen  Ausnahme  ist  also  in  der  Praxis  die  Regel  
geworden.“

Auch in der Neufassung der Richtlinien wird der besonders 
heikle Kriegswaffenexport an Drittländer kaum prinzipiellen 
Beschränkungen unterworfen, „sicherheitspolitische Inter-
essen“ können jederzeit geltend gemacht werden, um alle 
anderen Hürden aus dem Weg zu räumen: „Der Export von 
nach KrWaffKontrG und AWG genehmigungspflichtigen 
Kriegswaffen wird nicht genehmigt, es sei denn, dass im Ein-
zelfall besondere außen- oder sicherheitspolitische Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland unter Berücksichtigung 
der Bündnisinteressen für eine ausnahmsweise zu erteilende 
Genehmigung sprechen.“

Grundsätzlich – und in der Praxis wohl deutlich näher am 
Wortsinn eigentlich immer – sind außerdem auch gemäß der 
neuen Richtlinien wie schon in der vorherigen Version Ausfuh-
ren an Verbündete zu genehmigen: „Der Export von Kriegs-
waffen und sonstigen Rüstungsgütern in EU-Mitgliedstaaten, 
NATO-Länder und NATO-gleichgestellte Länder [...] ist grund-
sätzlich nicht zu beschränken, es sei denn, dass aus besonderen 
politischen Gründen in Einzelfällen eine Beschränkung gebo-
ten ist.“ 

Während also auf der einen Seite dafür gesorgt wurde, dass 
die wichtigsten Exportschlupflöcher offen bleiben, wurden 
parallel dazu mit Blick auf europäische Rüstungsprojekte 
einige ganz neue Fässer aufgemacht.

5. … und neue (EU-)Einfallstore

Auf die – aus herrschender Sicht – zwingende Notwendigkeit 
einer Bündelung der europäischen Rüstungsindustrie wurde 
bereits oben verwiesen. In diesem Zusammenhang sollen 
die drei derzeit größten länderübergreifenden EU-Vorhaben 
– Eurodrohne (MALE RPAS), Kampfpanzer (MCGS) und 
Luftkampfsystem (FCAS) – die Bildung eines europäischen 
Rüstungskomplexes vorantreiben. Doch ihre Realisierung-
schancen hängen im Wesentlichen davon ab, dass über Exporte 
eine kritische Masse erreicht werden kann, die den Bau erst 
ermöglicht, die heimischen Märkte würden hier schlicht nicht 
ausreichen. Vor diesem Hintergrund wurde der Bundesregie-
rung in den letzten Monaten von interessierter Seite ein ums 
andere Mal ins Stammbuch geschrieben, die allzu „restrikti-
ven“ Regelungen hierzulande würden die Realisierung der 
EU-Großvorhaben gefährden (siehe Kasten).

Keine Rüstungsexporte – Keine 
Rüstungsindustrie

„Die Steigerung der Exporte trägt wesentlich dazu bei, die 
kritische Masse europäischer Rüstungsunternehmen zu erhal-
ten. [...] Ohne Exporte würden viele EU-Unternehmen [...] 
ums Überleben kämpfen.“ (Report of the Group of Persona-
lities on the Preparatory Action for CSDP-related research, 
EUISS, Paris, Februar 2016, S.44f.)

„Wer (…) Exporte um jeden Preis verhindern will, muss ehr-
lich sagen, dass er diese Industrie grundsätzlich in Deutsch-
land nicht will.“ (Annegret Kramp-Karrenbauer, CDU-Vor-
sitzende, FAZ, 1.3.2019)

„Das ist die Gretchenfrage für die Zukunft der europäischen 
Rüstungsindustrie: Ohne die Fähigkeit zum Export werden 
Großprogramme – wie etwa das europäische Luftkampfsys-
tem FCAS – nicht die Stückzahlen erreichen, um zu wettbe-
werbsfähigen Kosten zu produzieren.“ (Tom Ender, Ex-Air-
bus-Chef, Handelsblatt, 18.4.2019)

Die EU-Rüstungsexportrichtlinien 
(“Acht Kriterien”)
1.) Respekt vor internationalen Verpflichtungen/Verträgen; 
2.) Achtung der Menschenrechte und des humanitären Völ-

kerrechts; 
3.) Sicherheitslage des Landes (ob etwa Bürgerkrieg herrscht); 
4.) Gefährdung von Frieden und Stabilität in einer Region 

(keine Exporte in Krisengebiete); 
5.) Wahrung von Bündnisinteressen; 
6.) Haltung bezüglich Terrorismus;
7.) Gewährleistung kein Weitertransfer an problematische 

Länder/Gruppen (Endverbleib); 
8.) Vereinbarkeit mit der technischen und wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit des Empfängerlandes (Entwicklungs-
verträglichkeit).

Quelle: Gemeinsamer Standpunkt 2008/944/GASP des 
Rates vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln 
für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und 
Militärgütern
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en Und hier liegt auch der Grund, weshalb Fragen des Expor-

tes europäischer Gemeinschaftsprodukte mit bislang nicht 
gekannter Prominenz in die Neufassung der Richtlinien hinein-
gedrückt wurden. Ziel müsse es sein, die „europäische vertei-
digungsindustrielle Basis zu stärken“ sowie die „Konvergenz 
von Entscheidungen über Ausfuhren von Rüstungsgütern zu 
fördern und gemeinsame Ansätze zu entwickeln“.

Dieser klare Zungenschlag in Richtung Industrieförderung 
wird noch ergänzt um eine Art Export-Freifahrtschein für 
Produkte mit deutschen Teilen, indem eine sogenannte de-
minimis-Regelung verankert wurde.7 Simone Wisotzki und 
Max Mutschler schreiben zu den Auswirkungen: „Die Anwen-
dung einer de-minimis-Regelung würde allerdings bedeuten, 
dass solche Einwände nur noch dann geltend gemacht werden 
sollen bzw. können, wenn der Anteil der deutschen Teile am 
Gesamtsystem über einem bestimmten Wert- oder Prozent-
satz (wie hoch dieser sein soll, wird in den Grundsätzen nicht 
genannt) liegt. Solche de-minimis-Regelungen sind nicht neu; 
sie kamen auch schon bei früheren Kooperationsverträgen zum 
Einsatz. Allerdings handelte es sich dabei in der Regel um sehr 
geringe Wertsätze. Im Zuge des Drängens insbesondere Frank-
reichs auf laxere Exportkontrollen stehen jedoch Sätze von 
bis zu 30 Prozent zur Diskussion. Das wäre beim Export von 
Rüstungskomponente[n] de facto die Aushebelung der deut-
schen Rüstungsexportkontrolle durch europäische Rüstungs-
kooperation.“

Vor diesem Hintergrund weist Otfried Nassauer auf den 
Richtungscharakter der Richtlinien hin, in denen zwar einige – 
allerdings reichlich vage und ignorierbare – Verbesserungen zu 
finden sind, denen aber gerade mit Blick auf die EU-Passagen 
massive Verschlechterungen gegenüber stehen: „Der CDU/
CSU gelang es dagegen, Änderungen in die neuen Politischen 
Grundsätze zu integrieren, die den Charakter des Dokumen-
tes mittelfristig verändern können. Auf Initiative der Unions-
parteien wurden verstärkt industriepolitische Zielsetzungen in 
das Dokument integriert. Noch sind diese allgemeiner Natur 
- künftige Konkretisierungen deuten sich allerdings bereits an. 
[...] Zwei Stoßrichtungen werden hier erkennbar: Zum einen 
wird für gemeinsame europäische Rüstungsprojekte eine Son-
derrolle proklamiert. Sie sind politisch gewünscht und gewollt. 
Das könnte auch beim Rüstungsexport Berücksichtigung 
finden.“

6. Moral und Interessen ausbalancieren?

Immer wieder werfen Frankreich und andere Länder Deutsch-
land besonders in Sachen Rüstungsexporte nach Saudi Arabien 
überbordenden moralischen Rigorismus vor. Diese Kritik rief 
unter anderem den Friedensforscher Herbert Wulff auf den 
Plan, der in einer Replik schrieb: „In den EU-Kriterien [heißt 
es], dass ‚das Bestehen oder die Wahrscheinlichkeit eines 
bewaffneten Konfliktes zwischen dem Empfängerland und 
einem anderen Land‘ ein Ausschlussgrund sind. [...] Die Frage 
ist also nicht, warum Deutschland kurzfristig die Waffenliefe-
rungen stoppte, sondern warum die Exporte überhaupt geneh-
migt wurden. Und warum Frankreich und Großbritannien nun 
mit moralisch erhobenem Zeigefinger deutsche Unzuverläs-
sigkeit im Rüstungsexport beanstanden. Umgekehrt wird ein 
Schuh daraus: Wieso liefern EU-Länder ungeniert in diese 
Kriegs- und Konfliktregion? Was sind die EU-Rüstungsexpor-
tregularien wert, wenn sie derart missachtet werden?“

Derlei naheliegende Überlegungen hielt den BDSV in seinem 
Kommentar zu den neuen Exportrichtlinien natürlich nicht 

ab, die Steilvorlage aus den anderen EU-Ländern aufzugrei-
fen: „Die Bundesregierung bekennt sich aber auch zu mehr 
Gemeinsamkeiten in der Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik innerhalb Europas. Dies aber bedingt aus unserer 
Sicht eine gewisse Kompromissbereitschaft und eben nicht ein 
‚Überstülpen‘ deutscher Vorstellungen“. Ins selbe Horn stieß 
auch der CDU-Verteidigungspolitiker Roderich Kiesewetter, 
als er forderte: „Wir müssen hier Moral, Interessen und Werte 
schon etwas stärker ausbalancieren.“ 

Auch die Richtlinien selber greifen in gewisser Weise das 
Spannungsfeld zwischen Moral und Interessen auf, indem die 
Bundesregierung betont bei „Exportvorhaben des Kooperati-
onspartners“ beide Gesichtspunkte zu berücksichtigen-, bevor 
Einwände geltend gemacht würden: „Die Bundesregierung 
wird hierbei sorgfältig zwischen dem Kooperationsinteresse 
und dem Grundsatz einer restriktiven Rüstungsexportpolitik 
unter Berücksichtigung des Menschenrechtskriteriums abwä-
gen.“ 

Auf welche Seite sich die Bundesregierung allerdings bei 
einem Zielkonflikt zwischen Moral und Interesse schlagen 
wird, hat sie bereits in einem Zusatzabkommen zum „Aachener-
Vertrag“ am 14. Januar 2019 überdeutlich zur Schau gestellt. 
Darin erteilte sie Frankreich im Prinzip einen Persilschein, 
gemeinsame Rüstungsgüter nach Gutdünken in jeden Winkel 
der Welt zu exportieren: „Die Parteien werden sich nicht gegen 
einen Transfer oder Export in Drittländer stellen, es sei denn 
in außergewöhnlichen Fällen, in denen direkte Interessen oder 
die nationale Sicherheit betroffen wären.“ 

Anmerkungen
1	 Die wörtliche Passage im Koalitionsvertrag lautete: „Wir schärfen 

noch im Jahr 2018 die Rüstungssexportrichtlinien aus dem Jahr 
2000 und reagieren damit auf die veränderten Gegebenheiten.“

2	 Die Untersuchungen beziehen sich zwar auf die USA, dürften 
sich aber wohl auch auf Deutschland übertragen lassen.

3	 Eine vom „Bundesverband der deutschen Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie“ in Auftrag gegebene Studie kam zu dem 
Ergebnis, im Kernbereich der Rüstungsindustrie seien 17.000 
Menschen beschäftigt, im erweiterten Bereich 80.000. Vgl. 
WifOR, Quantifizierung der volkswirtschaftlichen Bedeutung der 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie für den deutschen Wirt-
schaftsstandort, Berlin 2012. 

4	 Gleichzeitig definierte das Papier aber auch eine Reihe von 
„Schlüsseltechnologien“, die ungeachtet der vollmundig pro-
pagierten Europäisierung des Rüstungssektors fest in deutscher 
Hand bleiben sollen.

5	 Im Jahr 2000 bezog sich die entsprechende Passage der Richtli-
nien noch auf den „Verhaltenskodex der Europäischen Union für 
Waffenausfuhren vom 8. Juni 1998“, erst mit Verabschiedung des 
Gemeinsamen Standpunkts im Jahr 2008 wurden die Richtlinien 
rechtlich bindend.

6	 Im Rüstungsexportbericht der Bundesregierung für das Jahr 2018 
heißt es: „Der Gesamtwert der Genehmigungen für Kleinwaffen 
und Kleinwaffenteile belief sich im Jahr 2018 auf 38,91 Millionen 
Euro. Im Jahr 2017 lag der Wert bei 47,82 Millionen Euro. Die 
Genehmigungen von Kleinwaffen für Drittländer umfassten 2018 
einen Wert von 403.703 Euro (Vorjahr: 15,1 Millionen Euro).“

7	 Wörtlich heißt es in der Neufassung der Richtlinien: „Für deut-
sche Zulieferungen von Teilen (Einzelteilen oder Baugruppen), 
die Kriegswaffen oder sonstige Rüstungsgüter sind, können Rege-
lungen Anwendung finden, die der Integration der zugelieferten 
Teile in übergeordnete (Waffen-)Systeme Rechnung tragen, ins-
besondere de-minimis-Regelungen.“
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